Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1026 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. Juli 1970 

1II/1 - 68070 -E- Re 6/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Niederlassungsrecht in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates über die Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver- 
kehrs für die selbständigen Tätigkeiten des Reisegewerbes 

eine Richtlinie des Rates über die Einzelheiten der Uber- 
gangsmaßnahmen auf dem Gebiet der selbständigen Tätig- 
keiten des Reisegewerbes. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 4. Juni 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermit- 
telte Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungs Verkehrs für die selbständigen Tätigkeiten 

des Reisegewerbes 

(aus CITI-Gruppe 612) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absätze 2 und 3 und auf Artikel 63 
Absätze 2 und 3, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit 1 ), insbesondere auf Abschnitt IV Buchstabe E, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
leistungsverkehrs 2 ), insbesondere auf Abschnitt V 
Buchstabe C, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Allgemeinen Programme sehen die Auf- 
hebung jeder auf der Staatsangehörigkeit beruhen- 
den diskriminierenden Behandlung bei der Nieder- 
lassung und im Dienstleistungsverkehr auf dem 
Gebiet der Wandergewerbetreibenden und Hausie- 
rer nach Ablauf des zweiten Jahres der dritten 
Stufe der Übergangszeit und vor Ablauf der dritten 
Stufe vor. 

Die Tätigkeiten des ortsgebundenen Einzelhan- 
dels sowie die Tätigkeiten des Verkaufs auf über- 
dachten Märkten in fest mit dem Boden verbunde- 
nen Anlagen wurden bereits durch die Richtlinie 
des Rates vom 15. Oktober 1968 über die Verwirk- 
lichung der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen Tätig- 
keiten des Einzelhandels (aus CITI-G r uppe 612) 3 ) 
liberalisiert. In diese Richtlinie müssen deshalb die 
Tätigkeiten des Verkaufs auf Märkten liberalisiert 
werden, die außerhalb von fest mit dem Boden 
verbundenen Anlagen ausgeübt werden. 

Durch die Richtlinie Nr. 64/224/EWG über die 
Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für Vermittlertätig- 
keiten in Handel, Industrie und Handwerk 4 ) sind 
bereits die Tätigkeiten von Vermittlern, die von ; 
Haus zu Haus gehen, um Aufträge zu sammeln, ; 
liberalisiert worden. j 

In den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fal- 
len auch die ambulanten Lieferungen von zum Ver- 
zehr an Ort und Stelle bestimmten zubereiteten 


Nahrungsmitteln oder Getränken sowie der ambu- 
lante Verkauf ihrer eigenen Erzeugnisse durch die 
industriellen und handwerklichen Hersteller sowie 
die ambulante Ausübung der durch die Richtlinie 
des Rates über die Verwirklichung der Niederlas- 
sungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver- 
kehrs für einige selbständige Tätigkeiten (aus CITI- 
Hauptgruppe 01 bis 90) liberalisierten Tätigkeiten 
auf dem Gebiet der „persönlichen Dienste" und der 
„sonstigen Dienste zur Freizeitgestaltung" (aus den 
CITI-Gruppen 843, 851, 854, 855, 856 und 859). 

Vom Anwendungsbereich der Richtlinie sind aus- 
geschlossen der ambulante Verkauf bzw. der Hau- 
sierhandel mit Medikamenten und pharmazeutischen 
Erzeugnissen, Giftstoffen, Krankheitserregern, so- 
wie gewisse arztähnliche Tätigkeiten, da diese 
Tätigkeiten in den meisten Mitgliedstaaten im In- 
teresse des Schutzes der öffentlichen Gesundheit 
untersagt sind. 

Die Tätigkeiten des Schaustellergewerbes fallen 
in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie, wenn 
sie als Reisegewerbe ausgeübt werden. 

Nach den Bestimmungen des Allgemeinen Pro- 
gramms zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfrciheit sind Beschränkungen des 
Rechts auf Beitritt zu Berufsorganisationen so weit 
zu beseitigen, wie die Ausübung dieses Rechts zur 
Berufstätigkeit des Betreffenden gehört. 

Die Behandlung der im Lohn -und Gehaltsverhält- 
nis beschäftigten Arbeitnehmer, die den Leistungs- 
erbringer begleiten oder für seine Rechnung tätig 
werden, wird durch die gemäß den Artikeln 48 und 
49 des Vertrages erlassenen Bestimmungen ge- 
regelt. 

Es wurden oder werden besondere, auf alle selb- 
ständigen Tätigkeiten anwendbare Richtlinien über 
die Reise und den Aufenthalt der Begünstigten und, 
soweit erforderlich, über die Koordinierung der 
Schutzvorschriften erlassen, die in den Mitglied- 
staaten für die Gesellschaften zum Schutz der 
Gesellschafter sowie Dritter bestehen. 

j ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 36/62 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 32/62 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 260 
vom 22. Oktober 1968, S. 1/5; berichtigt in Nr. L 297 
vom 11. Dezember 1968, S. 1/68 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 4. April 1964, S. 869/64 
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Angesichts der Tatsache, daß die von dieser Richt- 
linie erfaßten Tätigkeiten nicht ortsgebunden sind, 
kann der Aufnahmestaat im Falle einer Dienstlei- 
stungserbringung von dem Begünstigten verlangen, 
daß er eine Gemeinde in seinem Hoheitsgebiet be- 
zeichnet, zu der er eine feste Bindung hat. 

Die Tätigkeiten der ambulanten Händler und 
Hausierer sind in bestimmten Mitgliedstaaten durch 
Berufsaufnahmebestimmungen geregelt, in anderen 
Staaten werden derartige Regelungen gegebenen- 
falls eingeführt werden, bestimmte Übergangsmaß- 
nahmen, die dazu dienen, Aufnahme und Ausübung 
der Berufe durch Staatsangehörige der übrigen Mit- 
gliedstaaten zu erleichtern, werden deshalb in einer 
besonderen Richtlinie behandelt werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten beseitigen zugunsten der in 
Abschnitt 1 der Allgemeinen Programme zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit und des freien Dienstlei stungs Verkehrs aufge- 
führten natürlichen Personen und Gesellschaften - 
im folgenden Begünstigte genannt -• die in Ab- 
schnitt III der Programme genannten Beschränkun- 
gen für die Aufnahme und Ausübung der in Arti- 
kel 2 beschriebenen Tätigkeiten. 

Artikel 2 

Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten für die 
ambulante Ausübung der folgenden selbständigen 
Tätigkeiten: 

a) der Ankauf und der Verkauf von Waren: 

- durch ambulante Händler und Hausierer (aus 
CITI-Gruppe 612), 

- auf überdachten Märkten außerhalb von fest 
mit dem Boden verbundenen Anlagen sowie 
auf nicht überdachten Märkten; 

b) die in anderen Richtlinien ausgeschlossenen Tä- 
tigkeiten, insbesondere die selbständigen Tätig- 
keiten auf dem Gebiet der „persönlichen Dien- 
ste" und der „sonstigen Dienste zur Freizeitge- 
staltung" (aus den CITI.-Gruppen 843, 851, 854, 
855, 856, 859, die durch die Richtlinie des Rates 
über die Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs 
für einige selbständige Tätigkeiten erfaßt sind). 

Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf den 
ambulanten Verkauf von Medikamenten und phar- 
mazeutischen Erzeugnissen sowie von Giftstoffen 
und Krankheitserregern. Ebensowenig findet sie 
Anwendung auf die Prüfung der Seh- und Hör- 
organe oder anderer Organe oder Teile des mensch- 
lichen Körpers, die im Hinblick auf die Anpassung 
und den Verkauf von Apparaten zur Berichtigung 
von Seh- oder Hörschäden oder von orthopädischen 
Apparaten durchgeführt wird. 


Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen von allem die 
Beschränkungen, 

a) welche die Begünstigten daran hindern, sich 
unter den gleichen Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten wie die Inländer im Auf- 
nahmeland niederzulassen oder dort Dienst- 
leistungen zu erbringen; 

b) welche aus einer Verwaltungspraxis ent- 
stehen, die darauf hinausläuft, daß die Be- 
günstigten eine gegenüber Inländern unter- 
schiedliche Behandlung erfahren. 

2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen ge- 
hören insbesondere diejenigen, die in den Vor- 
schriften enthalten sind, welche eine Nieder- 
lassung oder Dienstleistung der Begünstigten in 
folgernder Weise verbieten oder beschränken: 

a) in der Bundesrepublik Deutschland: 

durch das Erfordernis einer Reisegewerbe- 
karte als Voraussetzung für die Ausübung 
eines Reisegewerbes in den Fällen de? 
§ 55 der Gewerbeordnung (Fassung vom 
5. Februar I960; Verordnung vom 30. No- 
vember 1960 in der Fassung vom 3. August 
1965); 

- durch das Erfordernis einer Bedürfnisprü- 
fung bei Erteilung der Reisegewerbekarte 
sowie durch die zeitliche und räumliche 
Beschränkung der Geltungsdauer und des 
Geltungsbereichs dieser Karte (Gewerbe- 
ordnung § 55 d, in der Fassung vom 5. Fe- 
bruar I960; Verordnung vom 30. November 
1960 in der Fassung vom 3. August 1965); 

- durch die Bestimmung, nach welcher die 
Reisegewerbekarte seitens der zuständigen 
Behörde versagt werden kann, wenn der 
Antragsteller im Geltungsbereich des Ge- 
setzes keinen festen Wohnsitz hat (Ver- 
ordnung vom 30. November 1960 in der 
Fassung vom 3. August 1965, Artikel 3 
Absatz 1 Ziffer 2; Gewerbeordnung § 57 a 
Absatz 1 Ziffer 4 in der Fassung vom 
5. Februar 1960); 

- durch die begrenzte Dauer und Gültigkeit 
der Ausländern erteilten Reisegewerbekarte 
für die Veranstaltung von Schaustellungen, 
Musikaufführungen, unterhaltenden Vor- 
stellungen oder sonstigen Lustbarkeiten 
ohne erkennbares höheres Interesse der 
Kunst oder Wissenschaft (Gewerbeordnung 
§ 55, 55 d, 60 a in der Fassung vom 5. Fe- 
bruar 1960, Verordnung vom 30. November 
1960 in der Fassung vom 3. August 1965); 

- durch die Möglichkeit, den Marktverkehr 
der Ausländer aus Gründen der Gegen- 
seitigkeit zu beschränken (Gewerbeord- 
nung § 64 Absatz 3 in der Fassung vom 
5. Februar 1960). 
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b) in Belgien: | 

- durch das Erfordernis eines ununterbroche- i 
nen Aufenthaltes von 5 bzw. 10 Jahren in 
Belgien, bevor die Genehmigung zur Aus- j 
Übung eines Reisegewerbes erteilt wird i 
(Artikel 6 Ziffer 3 des Königlichen Erlasses 
Nr. 82 vom 28. November 1939); 

- durch das Erfordernis einer „carte profes- ; 

sionnelle" (Artikel 1 des Gesetzes vom 
19. Februar 1965); I 

- durch die Besteuerung ausländischer Schau- 
steller mit einer Mindeststeuer von 600 bfrs : 
(koordinierte Gesetze über die Einkommen- i 
steuern, Artikel 27 Absatz 4); 

c) in Frankreich: 

- durch das Erfordernis einer „carte d'iden- 
tite detranger commergant” (Decret-Loi 
vom 12. November 1938, Dekret vom 2. Fe- 
bruar 1939, geändert durch Dekret vom 
27. Oktober 1969, Dekret Nr. 59-852 vom 
9. Juli 1959); 

- durch die Bestimmung, daß Personen, die in 
Frankreich ihren Wohnsitz bzw. ihren 
festen Aufenthalt oder ihren Gesellschafts- 
sitz haben und die französische Staatsange- 
hörigkeit nicht besitzen, den Nachweis er- 
bringen müssen, daß sie in Frankreich seit 
mindestens 5 Jahren ihren ständigen Auf- 
enthalt hatten, wenn sie einen Beruf oder 
eine Tätigkeit ambulant ausüben oder 
durch ihren Beauftragten ausüben lassen 
(Gesetz vom 3. Januar 1969, Artikel 1); 

- durch das Erfordernis der französischen 
Staatsangehörigkeit bei Personen, die 
weder ihren Wohnsitz noch einen ständigen 
Aufenthalt in Frankreich haben und dort 
eine ambulante Tätigkeit ausüben wollen 
(Gesetz vom 3. Januar 1969, Artikel 2); 

d) in Italien: 

- durch das Erfordernis einer Lizenz zur Aus- 
übung des Reisegewerbes, die vom Polizei- 
präsidenten oder einer örtlichen Behörde 
für das öffentliche Sicherheitswesen ausge- 
stellt wird (Testo Unico delle leggi di Pub- 
blica Sicurezza, Artikel 124; Decreto Reale 
Nr. 773 vom 18. Juni 1931); 

- durch die polizeiliche Sondergenehmigung, 
die von Ausländern für die ambulante Aus- 
übung der Tätigkeit eines Wahrsagers und 
der eines Schuhputzers verlangt wird 
(Testo Unico delle leggi di Pubblica Sicu- 
rezza Artikel 121 und 134); 

- durch das Erfordernis der italienischen 
Staatsangehörigkeit für die Ausübung der 
Tätigkeiten der Organisation von Ver- 
gnügungsparks; 

- durch das Erfordernis einer Aufenthalts- 
genehmigung für die Tätigkeiten der Ver- 


anstaltung von Jahrmärkten (Legge 
Nr. 1607 vom 5. Juli 1934, Decreto del 
Presidente della Repubblica Nr. 1156 vom 
30. Dezember 1965); 

- durch das Erfordernis einer von den Poli- 
zeibehörden ausgestellten Lizenz zur Aus- 
übung der Tätigkeit eines fahrenden Musi- 
kanten und Sängers (Testo Unico delle 
leggi di Pubblica Sicurezza und Decreto 
Reale Nr. 773 vom 18. Juni 1931); 

- durch das Erfordernis der italienischen 
Staatsangehörigkeit für die Ausübung der 
Tätigkeit des Betriebs eines Nacht- oder 
Tanzlokals (Decreto Nr. 153 vom 15. Fe- 
bruar 1938); 

- durch das Erfordernis einer von den Poli- 
zeibehörden ausgestellten Sonderlizenz für 
die Ausübung der Tätigkeit des Gauklers 
(Testo Unico delle leggi di Pubblica Sicu- 
rezza, Artikel 124, und Decreto Reale 
Nr. 773 vom 18. Juni 1931). 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die Be- 
günstigten dieser Richtlinie den Berufsorganisa- 
tionen unter denselben Bedingungen und mit 
den gleichen Rechten und Pflichten beitreten 
dürfen wie Inländer. 

2. Das Beitrittsrecht umfaßt im Falle der Nieder- 
lassung das Recht, durch Wahl oder Ernennung 
in leitende Positionen in der Berufsorganisation 
zu gelangen. Diese leitenden Positionen können 
jedoch Inländern Vorbehalten werden, wenn die 
betreffende Organisation auf Grund einer Rechts- 
vorschrift an der Ausübung der öffentlichen 
Gewalt teilnimmt. 

3. Im Großherzogtum Luxemburg verleiht die Zu- 
gehörigkeit zur Handelskammer und zur Hand- 
werkkammer den Begünstigten nicht das Recht 
auf Teilnahme an der Wahl der Verwaltungs- 
organe. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsange- 
hörigen, die sich zur Ausübung einer der in Artikel 2 
genannten Tätigkeiten in einen anderen Mitglied- 
staat begeben, keine Beihilfen, durch welche die 
Niederlassungsbedingungen verfälscht werden 
könnten. 

Artikel 6 

1. Wird in einem Aufnahmeland von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme einer der 
in Artikel 2 genannten Tätigkeiten ein Zuver- 
lässigkeitsnachweis und der Nachweis, daß sie 
vorher nicht in Konkurs gegangen sind, oder 
nur einer dieser beiden Nachweise verlangt, so 
erkennt dieses Land bei Staatsangehörigen ande- 
rer Mitgliedstaaten als ausreichenden Nachweis 
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die Vorlage eines Strafregisterauszugs oder in 
Ermangelung dessen die Vorlage einer von einer 
zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde 
des Heimat- oder Herkunftslandes ausgestellten 
gleichwertigen Urkunde an, aus denen sich er- 
gibt, daß diese Bedingungen erfüllt sind. 

Wird im Heimat- oder Herkunftsland eine Be- 
scheinigung darüber, daß kein Konkurs erfolgt 
ist, nicht ausgestellt, so kann sie durch eine 
eidesstattliche Erklärung ersetzt werden, die der 
Betreffende vor einer zuständigen Justiz- oder 
Verwaltungsbehörde, einem Notar oder einer 
hierzu befugten, für seinen Beruf zuständigen 
Stelle des Heimat- oder Herkunftslandes abge- 
geben hat. 

2. Werden in einem Mitgliedstaat an die eigenen j 
Staatsangehörigen für die Aufnahme einer am- j 
bulanten Tätigkeit besondere Anforderungen in 
bezug auf ihre Zuverlässigkeit oder die der sie 
begleitenden Personen gestellt, deren Nachweis 
aus der in Absatz 1 Unterabsatz 1 genannten 
Bescheinigung nicht hervorgeht, so erkennt die- 
ses Land für die Staatsangehörigen der anderen 
Mitgliedstaaten als ausreichenden Nachweis die 
Bescheinigung einer zuständigen Justiz- oder 
Verwaltungsbehörde des Heimat- oder Her- 
kunftslandes an, aus der hervorgeht, daß diese 
Anforderungen erfüllt sind. Diese Bescheini- 
gungen geben über bestimmte Tatsachen Aus- 


kunft, die im Aufnahmeland für die Zulassung 
erheblich sind. 

3. Die gemäß den Absätzen 1 und 2 ausgestellten 
Bescheinigungen dürfen bei ihrer Vorlage nicht 
älter als drei Monate sein. 

4. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 7 vorgesehenen Frist die für die Aus- 
stellung der vorgenannten Bescheinigungen zu- 
ständigen Behörden und Stellen und unterrich- 
ten davon unverzüglich die anderen Mitglied- 
staaten und die Kommission. 

5. Ist im Aufnahmestaat ein Nachweis über die 
finanzielle Leistungsfähigkeit zu erbringen, so 
erkennt dieses Land entsprechende Bescheini- 
gungen von Banken des Heimat- oder Her- 
kunftslandes als gleichwertig mit den in seinem 
eigenen Hoheitsgebiet ausgestellten Bescheini- 
gungen an. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs Monaten 
nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und setzen 
die Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

Artikel 8 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, den 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
über die Einzelheiten der Übergangs maßnahmen auf dem Gebiet 
der selbständigen Tätigkeiten des Reisegewerbes 

(aus CITI-Gruppe 612) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absatz 2, Artikel 57 Absatz 1, Artikel 63 
Absatz 2 und Artikel 66, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit 1 ), insbesondere auf Abschnitt V Absätze 2 
und 3, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienst- 
leistungsverkehrs 2 ), insbesondere auf Abschnitt VI 
Absätze 2 und 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial - 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Allgemeinen Programme sehen nicht nur die 
Aufhebung der Beschränkungen vor, sondern auch 
die Notwendigkeit der Prüfung, ob vor, gleichzeitig 
mit oder nach der Aufhebung der Beschränkungen 
eine gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü- 
flingszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise 
sowie eine Koordinierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften über die Aufnahme und Aus- 
übung dieser Tätigkeiten erforderlich sind; gegebe- 
nenfalls sollen bis zur Anerkennung oder Koordi- 
nierung Übergangsmaßnahmen getroffen werden. 

Im Bereich der Tätigkeiten der Wandergewerbe- 
treibenden und der Hausierer sind nicht in allen 
Mitgliedstaaten Bedingungen für die Aufnahme und 
die Ausübung dieser Tätigkeiten aufgestellt wor- 
den, teils besteht Gewerbefreiheit, teils bestehen 
Vorschriften, die den Berufszugang von einem Be- 
fähigungsnachweis abhängig machen. 

Es ist daher nicht möglich, die vorgesehene Ko- 
ordinierung der Bedingungen für .die berufliche Eig- 
nung gleichzeitig mit der Aufhebung der Beschrän- 
kungen vorzunehmen; diese Koordinierung muß 
später erfolgen. 

Mangels dieser unmittelbaren Koordinierung 
scheint es dennoch wünschenswert, die Verwirk- 
lichung der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs in den genannten Berufs- 
tätigkeit durch den Erlaß von Übergangsmaßnah- 
men zu erleichtern, wie sie in den Allgemeinen Pro- 
grammen vorgesehen sind; damit soll in erster Linie 


| vermieden werden, daß die Staatsangehörigen jener 
| Mitgliedstaaten außergewöhnlich behindert werden, 
in denen die Aufnahme dieser Tätigkeiten von 
keinerlei Bedingungen abhängig gemacht wird. 

Um einer solchen Auswirkung vorzubeugen, müs- 
sen die Übergangsmaßnahmen hauptsächlich be~ 

] stimmen, daß die Aufnahmeländer, in denen eine 
j Regelung für die Aufnahme der genannten Berufs- 
tätigkeiten besteht, die tatsächliche Ausübung des 
Berufs in einem anderen Land der Gemeinschaft als 
dem Aufnahmeland während einer angemessenen 
und nicht zu weit zurückliegenden Zeit als aus- 
reichende Bedingung für diese Aufnahme anerken- 
nen, falls eine vorherige Ausbildung nicht erforder- 
i lieh ist. Dadurch soll gewährleistet werden, daß der 
Begünstigte ebenso große berufliche Kenntnisse hat, 
wie sie von den eigenen Staatsangehörigen verlangt 
werden. 

^ Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf die 
| Tätigkeiten des Friseurs; für diese Tätigkeiten wer- 
| den nämlich Richtlinien über die Anerkennung der 
j Diplome, Zeugnisse und sonstigen Befähigungsnach- 
weisen erlassen. 

Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen 
verlieren ihre sachliche Rechtfertigung, wenn die 
Koordinierung der Bedingungen für die Aufnahme 
und Ausübung der betreffenden Tätigkeit sowie die 
gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs- 
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise ver- 
! wirklicht worden sind - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

| Artikel 1 

j 1. Die Mitgliedstaaten treffen unter den nach- 
stehend angegebenen Bedingungen folgende 
; Übergangsmaßnahmen bezüglich der Nieder- 
lassung der in Abschnitt I der Allgemeinen Pro- 
gramme genannten natürlichen Personen und 
i Gesellschaften - nachstehend Begünstigte ge- 
nannt - in ihrem Hoheitsgebiet sowie bezüglich 
der Dienstleistungen dieser Personen und Ge- 
sellschaften im Bereich der in Absatz 2 bezeich- 
neten selbständigen Tätigkeiten. 

2. Diese Tätigkeiten entsprechen denen, auf welche 

die Richtlinie des Rates vom über die 

Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 36 '62 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 32 62 
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des freien Dienstleistungsverkehrs für die selb- 
ständigen Tätigkeiten des Reisegewerbes An- 
wendung findet; ausgenommen sind die Tätig- 
keiten des Friseurs (aus CITI-Gruppe 855). 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten, in denen für die Aufnahme 
und die Ausübung einer der in Artikel 1 Absatz 2 
genannten Tätigkeiten gewisse Bedingungen in 
bezug auf die Qualifikation erfüllt sein müssen, 
sorgen dafür, daß einem Begünstigten noch vor der 
Niederlassung oder der Aufnahme einer vorüber- 
gehenden Tätigkeit auf Anfrage mitgeteilt wird, 
unter welcher Regelung die von ihm beabsichtigte 
Tätigkeit fallen würde. 

Artikel 3 

1. Wird in einem Mitgliedstaat die Aufnahme einer 
der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Tätigkeiten 
oder die Ausübung dieser Tätigkeiten von dem 
Besitz allgemeiner, kaufmännischer oder fach- 
licher Kenntnisse oder Fertigkeiten abhängig 
gemacht, so erkennt der betreffende Mitglied- 
staat aus ausreichenden Nachweis für diese 
Kenntnisse und Fertigkeiten die tatsächliche Aus- 
übung der betreffenden Tätigkeit in einem ande- 
ren Mitgliedstaat in folgenden Fällen an: 

a) bei ununterbrochener dreijähriger Tätigkeit 
als Selbständiger oder in leitender Stellung; 

b) bei ununterbrochener zweijähriger Tätigkeit 
als Selbständiger oder in leitender Stellung, 
wenn der Begünstigte für den betreffenden 
Beruf eine vorherige Ausbildung nachweisen 
kann, die durch ein staatlich anerkanntes 
Zeugnis bestätigt oder von einer zuständigen 
Berufsinstitution als vollwertig anerkannt ist; 

c) bei ununterbrochener zweijähriger Tätigkeit 
als Selbständiger oder in leitender Stellung, 
wenn der Begünstigte in dem betreffenden 
Beruf eine mindestens dreijährige Tätigkeit 
als Unselbständiger nachweisen kann; 

cl) bei ununterbrochener dreijähriger Tätigkeit 
als Unselbständiger, wenn der Begünstigte 
für den betreffenden Beruf eine vorherige 
Ausbildung nachweisen kann, die durch ein 
staatlich anerkanntes Zeugnis bestätigt oder 
von einer zuständigen Berufsinstitution als 
vollwertig anerkannt ist. 

Der Aufnahmestaat kann, soweit er dies bei 
seinen eigenen Staatsangehörigen verlangt, von 
den Staatsangehörigen der anderen Mitglied- 
staaten verlangen, daß die Ausübung der be- 
treffenden Tätigkeit und die Berufsausbildung 
in derselben Branche (oder in einer damit ver- 
wandten Branche) erfolgt sind, in der sich der 
Begünstigte im Aufnahmeland niederlassen will. 

2. In den in Absatz 1 Buchstaben a und c genann- 
ten Fällen darf diese Tätigkeit, vom Zeitpunkt 


der Antragstellung gemäß Artikel 5 an gerechnet, 
nicht vor mehr als zehn Jahren beendet worden 
sein. Wenn in einem Mitgliedstaat für die eige- 
nen Staatsangehörigen jedoch eine kürzere Frist 
festgesetzt ist, kann diese auch gegenüber den 
Begünstigten angewendet werden. 

Artikel 4 

1. Eine Tätigkeit in leitender Stellung im Sinne des 
Artikels 3 übt aus, wer in einem industriellen 
oder kaufmännischen Betrieb des entsprechenden 
Berufszweigs tätig war: 

a) als Leiter des Unternehmens oder einer 
Zweigniederlassung; 

b) als Stellvertreter des Unternehmers oder des 

! Leiters des Unternehmens, wenn mit dieser 

| Stellung eine Verantwortung verbunden ist, 

die der des vertretenen Unternehmers oder 
Leiters entspricht; 

c) oder in leitender Stellung mit kaufmänni- 
schen Aufgaben und mit der Verantwortung 
für mindestens eine Abteilung des Unter- 
nehmens. 

2. Die Mitgliedstaaten bestimmen innerhalb der in 
| Artikel 11 vorgesehenen Frist die Behörden und 

Stellen, die für die Erteilung der vorstehend be- 
zeichneten Bescheinigungen zuständig sind, und 
teilen sie den übrigen Mitgliedstaaten und der 
Kommission unverzüglich mit. 

Artikel 5 

! Der Nachweis, daß die Bedingungen des Artikels 3 
erfüllt sind, wird durch eine Bescheinigung erbracht, 
die von der zuständigen Behörde oder Stelle des 
Herkunftslandes erteilt wird und vom Bewerber 
, seinem Antrag auf Genehmigung für die Ausübung 
i der betreffenden Tätigkeit oder Tätigkeiten im Auf- 
nahmeland als Unterlage beigefügt werden muß. 

I 

Artikel 6 

| In Abweichung von den Vorschriften der Artikel 3 
; bis 5 gelten in Fällen, in denen bestimmte Tätig- 
keiten nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates als in den Bereich der industriellen oder 
handwerklichen Tätigkeiten fallend angesehen wer- 
den, die Bestimmungen der Artikel 7 und 8. 

Artikel 7 

| 1. Wird in einem Mitgliedstaat die Aufnahme einer 
der in Artikel 6 genannten Tätigkeiten oder die 
| Ausübung dieser Tätigkeit von dem Besitz allge- 
meiner, kaufmännischer oder fachlicher Kennt- 
nisse und Fertigkeiten abhängig gemacht, so 
erkennt der betreffende Mitgliedstaat als aus- 
reichenden Nachweis für diese Kenntnisse und 
j Fertigkeiten die tatsächliche Ausübung der be- 
| treffenden Tätigkeit in einem anderen Mitglied- 
staat in folgenden Fällen an: 
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a) bei ununterbrochener sechsjähriger Tätigkeit 
als Selbständiger oder als Betriebsleiter; 

b) bei ununterbrochener dreijähriger Tätigkeit 
als Selbständiger oder als Betriebsleiter, 
wenn der Begünstigte für den betreffenden 
Beruf eine mindestens dreijährige vorherige 
Ausbildung nachweisen kann, die durch ein 
staatlich anerkanntes Zeugnis bestätigt oder 
von einer zuständigen Berufsinstitution als 
vollwertig anerkannt ist; 

c) bei ununterbrochener dreijähriger Tätigkeit 
als Selbständiger, wenn der Begünstigte in 
dem betreffenden Beruf eine mindestens fünf- 
jährige Tätigkeit als Unselbständiger nach- 
weisen kann; 

d) bei ununterbrochener fünfjähriger Tätigkeit 
in leitender Stellung, einschließlich einer min- 
destens dreijährigen Tätigkeit mit technischen 
Aufgaben und mit der Verantwortung für 
mindestens eine Abteilung des Unterneh- 
mens, wenn der Begünstigte für den betref- 
fenden Beruf eine mindestens dreijährige vor- 
herige Ausbildung nachweisen kann, die 
durch ein staatlich anerkanntes Zeugnis be- 
stätigt oder von einer zuständigen Berufs- 
institution als vollwertig anerkannt ist. 

In den Fällen der Buchstaben a und c darf diese 
Tätigkeit vom Zeitpunkt der Antragstellung ge- 
mäß Artikel 8 Absatz 3 an gerechnet nicht vor 
mehr als zehn Jahren beendet worden sein. 
Wenn in einem Mitgliedstaat für die eigenen 
Staatsangehörigen jedoch eine kürzere Frist fest- 
gesetzt ist, kann diese auch gegenüber den Be- 
günstigten angewendet werden. 

Artikel 8 

Für die Anwendung von Artikel 7 gilt folgendes: 

1. Die Mitgliedstaaten, in denen die Aufnahme 
einer der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Tätig- 
keiten oder die Ausübung dieser Tätigkeiten 
von dem Besitz allgemeiner, kaufmännischer 
oder fachlicher Kenntnisse und Fertigkeiten ab- 
hängig gemacht wird, unterrichten mit Hilfe der 
Kommission die übrigen Mitgliedstaaten über 
die wesentlichen Berufsmerkmale (Tätigkeits- 
beschreibung dieser Berufe). 

2. Die vom Herkunftsland zu diesem Zweck be- 
zeichnete zuständige Stelle bestätigt, welche Be- 


rufstätigkeiten der Begünstigte tatsächlich aus- 
geübt hat und wie lange er sie ausgeübt hat. 
Diese Bestätigung ist auf das Berufsbild abge- 
stellt, das von dem Mitgliedstaat, in dem der 
Begünstigte den Beruf ständig oder vorüber- 
gehend ausüben will, mitgeteilt worden ist. 

3. Das Aufnahmeland erteilt auf Antrag die Erlaub- 
nis zur Ausübung der betreffenden Tätigkeit, 
wenn die nachgewiesene Tätigkeit mit den we- 
sentlichen Punkten des nach Absatz 1 mitgeteil- 
ten Berufsbildes übereinstimmt und etwaige 
sonstige, in den Vorschriften des Aufnahme- 
landes vorgesehene Bedingungen erfüllt sind. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten bestimmen innerhalb der in 
Artikel 11 vorgesehenen Frist die Behörden und 
Stellen, die für die Erteilung der vorstehend be- 
zeichneten Bescheinigungen zuständig sind, und 
teilen sie den übrigen Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission unverzüglich mit. 

Artikel 10 

Diese Richtlinie bleibt gültig, bis die Vorschriften 
über die Koordinierung der einzelstaatlichen Be- 
stimmungen für die Aufnahme der betreffenden 
Tätigkeiten und ihre Ausübung in Kraft treten. 

Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs Mo- 
naten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

Artikel 12 

Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission über alle späte- 
ren Entwürfe von Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten, die sie im sachlichen Anwendungsbereich dieser 
Richtlinie zu erlassen beabsichtigen, so rechtzeitig, 
daß sie sich hierzu äußern kann. 

Artikel 13 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


I. Vorschlag der Richtlinie „Aufhebung der Be- 
schränkungen" 

1. Gegenstand der Richtlinie 

a) Am 18. Dezember 1961 hat der Rat gemäß Arti- 
kel 54 Absatz 1 das Allgemeine Programm zur 
Aufhebung der Beschränkungen der Nieder- 
lassungsfreiheit beschlossen 1 ). In Abschnitt IV 
Buchstabe E dieses Programms wird bestimmt, 
daß die Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit für die selbständigen Tä- 
tigkeiten der Wandergewerbetreibenden und der 
Hausierer nach Ablauf des zweiten Jahres der 
dritten Stufe der Übergangszeit und vor deren 
Ablauf zu erfolgen hat. 

b) Das vom Rat am 18. Dezember 1961 beschlossene 
Allgemeine Programm zur Aufhebung der Be- 
schränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs 
verweist Abschnitt V Buchstabe C auf den Zeit- 
plan für die Durchführung des die Niederlas- 
sungsfreiheit betreffenden Programms. 

c) Die Kommission unterbreitet dem Rat gemäß 
Artikel 54 Absatz 2 und Artikel 63 Absatz 2 
den Text einer Richtlinie zur Durchführung des 
Programms betreffend die Tätigkeiten der Wan- 
dergewerbetreibenden und der Hausierer aus 
CITI -Gruppe 612. 

Nach diesen Artikeln hat der Rat den Wirt- 
schafts- und Sozialausschuß und das Europäische 
Parlament zu hören, bevor er die Richtlinie mit 
gualifizierter Mehrheit beschließt. 

d) Die Kommission hält es für zweckmäßig, dem 
Richtlinienvorschlag Erläuterungen zu diesen 
Vorschlägen beizufügen. 

2. Abgrenzung des Anwendungsbereichs der Richt- 
linie 

Die Richtlinie gilt für die Tätigkeiten der Wander- 
gewerbetreibenden und der Hausierer aus „CITI- 
Gruppe 612", die in Anlage IV des Niederlassungs- 
programms aufgeführt sind. 

Die Tätigkeiten des ortsgebundenen Einzelhandels 
sowie die Tätigkeiten des Verkaufs auf überdachten 
Märkten in fest mit dem Boden verbundenen An- 
lagen wurden bereits durch Richtlinie des Rates 
Nr. 68/363/EWG vom 15. Oktober 1968 über die 
Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen 
Tätigkeiten des Einzelhandels liberalisiert. 

Da die Richtlinie „Einzelhandel" genau erläutert, 
welches die „ortsgebundenen" Tätigkeiten des Han- 
dels sind, müssen alle andern Tätigkeiten, z. B. die 
der Personen, die auf Märkten in nicht fest mit dem 
Boden verbundenen Anlagen Handel treiben, durch 
die Richtlinie „Reisegewerbe" liberalisiert werden. 


Die Tätigkeit des Vorführers zum Zwecke des Ver- 
kaufs der Waren wird in der Richtlinie nicht aus- 
drücklich erwähnt. Da es sich um eine Nebentätig- 
keit des Verkaufs handelt, muß die Niederlassungs- 
freiheit selbst bei dieser Tätigkeit zum Zuge kom- 
men. 

Die Richtlinie des Rates Nr. 64/224/EWG über die 
Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für Vermittlertätig- 
keiten in Handel, Industrie und Handwerk hat be- 
reits die Tätigkeiten der Vermittler liberalisiert, die 
von Haus zu Haus gehen, um Aufträge zu sammeln. 

Da die ambulante Abgabe von zum Verzehr an Ort 
und Stelle bestimmten zubereiteten Speisen oder 
Getränken aus dem Anwendungsbereich der Richt- 
linie des Rates Nr. 68/365/EWG vom 15. Oktober 
1968 über die Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für 
die selbständigen Tätigkeiten der Nahrungs- und 
Genußmittelgewerbe und der Getränkeherstellung 
sowie der Richtlinie des Rates Nr. 68/367/EWG über 
, das Restaurations- und Schankgewerbe, Beherber- 
; gungsgewerbe und Zeltplatzbetriebe ausgeschlos- 
| sen wurde, sind diese Tätigkeiten in die Richtlinie 
j „Reisegewerbe" aufgenommen. 

Die ambulante Ausübung der Tätigkeiten, die unter 
I die ..oersönlichen Dienste" der CITI-Gruppen aus 
| 843, 851, 854, 855, 856 und 859 fallen, wird ebenfalls 
| von dieser Richtlinie erfaßt. 

| Diese Richtlinie umfaßt auch die Tätigkeiten der 
Personen, die im Umherziehen Altwaren oder Ab- 
| fälle aller Art sammeln oder ankaufen. 

| 3. Aufhebung der Beschränkungen 

I a) Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie verankert den 
i Grundsatz der Gleichbehandlung von In- und 
Ausländern und weist auf das Verbot diskrimi- 
nierender Verwaltungspraktiken hin. 

Absatz 2 enthält eine Liste von Beispielen der 
i gegenwärtig in den nationalen Rechtsvorschrif- 

| ten enthaltenen Beschränkungen, die beseitigt 

werden müssen. 

i 

b) Es ist hervorzuheben, daß die völlige Verwirk- 
lichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs nicht auf Grund 
i der vorliegenden Richtlinie zur Aufhebung der 
Beschränkungen erfolgt, sondern auch auf Grund 
j anderer Richtlinien, die wesentliche Ergänzungen 

] darstellen. Hierzu gehört die Richtlinie des Rates 

j Nr. 64/220/EWG zur Aufhebung der Reise- und 

I Aufenthaltsbeschränkungen für Staatsangehörige 

i der Mitgliedstaaten innerhalb der Gemeinschaft 

auf dem Gebiet der Niederlassung und des 
Dienstleistungsverkehrs vom 25. Februar 1964. 
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c) Die Waren- und der Kapitalverkehr werden in 
der vorliegenden Richtlinie nicht behandelt, da 
sie in Sonderbestimmungen des Vertrags ge- 
regelt sind. 

d) Artikel 4 bestätigt den Grundsatz des Rechts auf 
Beitritt zu den Berufsorganisationen, wozu auch 
das aktive und passive Recht der Wahl zu den 
Verwaltungsorganen der Berufsorganisationen 
gehört. 

Das passive Wahlrecht wird jedoch dann nicht 
zuerkannt, wenn diese Organisationen an der 
Ausübung öffentlicher Gewalt mitwirken. In 
Luxemburg, wo die Berufsorganisationen gemäß 
Artikel 29 und 32 des Gesetzes vom 4. April 
1924 zu wichtigen Gesetzen und zu Haushalts- 
fragen gehört werden müssen, sind Ausländer 
auch vom Recht auf Teilnahme an der Wahl der 
Verwaltungsorgane ausgeschlossen. 

e) Durch Artikel 5 soll gemäß Artikel 54 Absatz 3 
Buchstabe h des Vertrags die Verfälschung der 
Niederlassungsbedingungen vermieden werden. 

4. Zuverlässigkeit 

Artikel 6 bestimmt, daß die von einer zuständigen 
Behörde des Herkunftslandes ausgestellten Urkun- 
den als ausreichender Nachweis im Aufnahmeland 
gelten. Da nicht in allen Mitgliedstaaten Strafregi- 
sterauszüge erteilt werden, ist diese Bestimmung 
von besonderer Bedeutung, weil dank ihrer auch 
entsprechende andere Dokumente zugelassen wer- 
den, wie z. B. die polizeilichen Führungszeugnisse, 
die sich auch Privatpersonen beschaffen können. 
Wenn auf Grund nationaler Rechtsvorschriften der 
Nachweis verlangt wird, daß der Betreffende vorher 
nicht in Konkurs gegangen ist, muß auch der Aus- 
länder diesen Nachweis erbringen. Auch in diesem 
Fall ist ihm die Führung des Nachweises zu erleich- 
tern. In bestimmten Mitgliedstaaten bestehen für 
die von dieser Richtlinie erfaßten Tätigkeiten sehr 
strenge und genaue Regelungen hinsichtlich der Zu- 
verlässigkeit. Diesen Mitgliedstaaten soll ermöglicht 
werden, von Staatsangehörigen der übrigen Mit- 
gliedstaaten die gleichen Sicherheiten zu erhalten, 
die sie von ihren eigenen Staatsangehörigen ver- 
langen; daher stellt die Richtlinie den Grundsatz auf, 
daß andere Personen als Inländer Bescheinigungen 
der Behörden ihres Heimat- oder Herkunftslandes 
vorlegen müssen, die im wesentlichen den von den 
Staatsangehörigen des Aufnahmelandes geforderten 
Nachweisen entsprechen. Der Besitz dieser Doku- 
mente kann auch von den Personen gefordert wer- 
den, die den Berufstätigen begleiten, in die Staaten, 
die solche Bedingungen auch ihren eigenen Staats- 
angehörigen auferlegen. 

5. Übergangsmaßnahmen 

Anläßlich der Ausarbeitung der Richtlinie hat die 
Kommission geprüft, ob Maßnahmen zur Anerken- 
nung der Diplome und zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Tätig- 


keiten der CITI-Gruppe aus 612 erforderlich sind. 
Entsprechende Arbeiten sind von der Kommission in 
Angriff genommen worden. Die Verabschiedung der 
Richtlinie über die Aufhebung der Beschränkungen 
wäre indessen verzögert worden, hätte man den Ab- 
schluß dieser Arbeiten abwarten wollen. Es schien 
daher zweckmäßig, eine besondere Richtlinie mit 
Übergangsmaßnahmen vorzusehen, die gleichzeitig 
mit der vorliegenden Richtlinie verabschiedet wer- 
den sollte. 


II. Vorschlag der Richtlinie 
„ Übergangsmaßnahmen'' 

1. Gegenstand der Richtlinie 

Die Allgemeinen Programme zur Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs wurden vom Rat am 
18. Dezember 1961 gemäß Artikel 54 Absatz 1 und 
Artikel 63 Absatz 1 des Vertrags erlassen J ). 

Neben dem Vorschlag einer Richtlinie zur Auf- 
hebung der Beschränkungen für die selbständigen 
Tätigkeiten des Reisegewerbes unterbreitet die 
Kommission dem Rat gemäß Artikel 54 Absatz 2, 
Artikel 57 Absatz 1, Artikel 63 Absatz 2 und Arti- 
kel 66 den Vorschlag einer weiteren Richtlinie, die 
! Übergangsmaßnahmen zur Ergänzung der vorge- 
| nannten Richtlinie enthält. 

Der Rat muß den Wirtschafts- und Sozialausschuß 
sowie das Europäische Parlament hören, bevor er 
die Richtlinie mit qualifizierter Mehrheit beschließt. 

| 2. Allgemeine Erwägungen zur Richtlinie 

j a) Die Aufhebung der Beschränkungen für Auslän- 
der reicht allein nicht aus, um die Freizügigkeit 
i auf dem Gebiet der Niederlassung und des 
! Dienstleistungsverkehrs zu gewährleisten. 

Die Tätigkeit kann nämlich stets nur nach den 
Bedingungen des Aufnahmestaates ausgeübt 
werden. Sind diese Bedingungen liberal, ist auch 
für Ausländer der Zugang zum Beruf einfach, 
sind sie restriktiv, so können sie den Ausländer 
an der Berufsausübung hindern. 

! Nach Abschnitt V Absatz 1 des Allgemeinen 
Programms zur Aufhebung der Beschränkungen 
der Niederlassungsfreiheit und nach Abschnitt 
VI Absatz 1 des entsprechenden Dienstlei- 
stungsprogramms wird „gleichzeitig mit der 
Ausarbeitung der Richtlinien zur Durchführung 
des allgemeinen Programms für die einzelnen 
selbständigen Tätigkeiten geprüft, ob vor, 
gleichzeitig mit oder nach der Aufhebung der 
Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit eine 
gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü- 
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnach- 
weise sowie eine Koordinierung der Rechts- und 

i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 36/62 
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Verwaltungs Vorschriften über die Aufnahme 
und Ausübung dieser Tätigkeiten erforderlich 
ist." 

b) Die Ausarbeitung der Richtlinie „Aufhebung der 
Beschränkungen" hat aufgezeigt, wie zahlreich 
die durch die Koordinierung aufgeworfenen Pro- 
bleme sind. Unterschiede in den Rechtsvorschrif- 
ten wurden insbesondere in folgenden Punkten 
festgestellt: 

- hinsichtlich der Erzeugnisse, die vom ambulan- 
ten Verkauf auszuschließen sind; 

- hinsichtlich der rechtlichen Stellung der Perso- 
nen, die die Wandergewerbetreibenden und 
die Hausierer begleiten; 

- hinsichtlich des Nachweises der Berufsbefähi- 
gung zur Ausübung des Wandergewerbes; 

- hinsichtlich des Nachweises der zur Ausübung 
des Reisegewerbes verlangten Zuverlässig- 
keit; 

- hinsichtlich der vom Reisegewerbe ausge- 
schlossenen Personengruppen; 

- hinsichtlich der Zulassung der Gesellschaften 
zur Ausübung der Tätigkeit. 

Im Verlauf der Sitzungen zeigte sich, daß diese 
Koordinierung nicht gleichzeitig mit der Auf- 
hebung der Beschränkungen erfolgen kann, son- 
dern später durchgeführt werden muß. 

Aus diesem Grunde wurde eine Richtlinie ausge- 
arbeitet, die Übergangsmaßnahmen zum Gegen- 
stand hat, welche die Aufnahme- und Aus- 
übungsbedingungen für diese Tätigkeit erleich- 
tern und die durch die Vielzahl der nationalen 
Rechtsvorschriften verursachten Schwierigkeiten 
überwinden sollen. 

c) Wie die Richtlinie „Aufhebung der Beschrän- 
kungen" umfaßt auch die vorliegende Richtlinie 
nicht nur die Tätigkeiten des ambulanten Ver- 
kaufs, sondern auch andere Tätigkeiten des 
Reisegewerbes, die in bestimmten Staaten dem 
Handwerksrecht unterliegen. 

3. In den einzelnen Staaten geltende Bestimmungen 
für die Aufnahme und die Ausübung der selb- 
ständigen Tätigkeiten der Wandergewerbetrei- 
benden und Hausierer 

Es erscheint angebracht, hier kurz den gegenwärti- 
gen Stand der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
zusammenzufassen, um zu zeigen, in welchen Län- 
dern die Übergangsmaßnahmen Anwendung finden 
werden. 

In allen Mitgliedstaaten ist die Ausübung der Tätig- 
keiten der Wandergewerbetreibenden und der 
Hausierer nach dem Gesetz von einer Genehmigung 
der Verwaltungsbehörden abhängig. Der Antrag- 
steller muß alle Zuverlässigkeitsbedingungen erfül- 
len, die für die Erteilung der Genehmigung erforder- 
lich sind. 

In fünf Mitgliedstaaten wird kein Nachweis der be- 
ruflichen Eignung gefordert. 


In den Niederlanden ist für die Ausübung des Reise- 
gewerbes im allgemeinen eine Genehmigung der In- 
dustrie- und Handelskammer erforderlich. Um diese 
Genehmigung zu erhalten, muß der Betreffende die 
Zahlungsfähigkeit besitzen und die erforderlichen 
Handelskenntnisse durch Diplome nachweisen. 

Die vorausgehenden Ausführungen betreffen vor 
allem die einzelstaatlichen Regelungen für den Ver- 
kauf von Waren. 

Nach Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie für die Auf- 
hebung der Beschränkungen werden in den Anwen- 
dungsbereich der Richtlinien darüber hinaus auch 
bestimmte Dienstleistungstätigkeiten einbezogen, 
soweit sie im Reisegewerbe ausgeübt werden. Für 
diese Tätigkeiten gelten teilweise strengere Vor- 
schriften als für die Zulassung zum Handel. 

In diesen Fällen müßte der betreffende Staat die 
strengeren Übergangsmaßnahmen anwenden kön- 
nen, die für die handwerklichen Tätigkeiten gelten 
(vergleiche Artikel 2 der Richtlinie Nr. 68/363/EWG 
über den Einzelhandel). 

4. Erläuterungen zu den wichtigsten Artikeln 
Artikel 1 

Nach diesem Artikel gelten die Übergangsmaßnah- 
men nur für die selbständigen Tätigkeiten der 
Wandergewerbetreibenden und der Hausierer. 
Außerdem ist dazu zu bemerken, daß die Begünstig- 
ten der Ubergangsmaßnahmen nicht nur natürliche 
Personen, sondern auch Gesellschaften sind. 

Artikel 2 

Für denjenigen, der eine Tätigkeit ausüben will, ist 
es äußerst wichtig, die für ihn geltenden Vorschrif- 
ten klar und genau zu kennen. 

Dies gilt ebenso für Niederlassung wie für Dienst- 
leistung. Der Artikel selbst bezeichnet die für die 
Auskunftserteilung zuständigen Stellen nicht. Viel- 
mehr hat der Mitgliedstaat dafür zu sorgen, daß die 
Auskünfte genau sind und sehr schnell erteilt wer- 
den. 

Artikel 3 

Diese Bestimmung soll die Freizügigkeit der Perso- 
nen erleichtern. In einem Mitgliedstaat, in dem der 
Zugang zu einer kaufmännischen Tätigkeit vom Be- 
sitz einer Berufsbefähigung abhängig ist, wird der 
Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats zur 
Ausübung dieser Tätigkeit zugelassen, wenn er den 
Nachweis einer gewissen vorhergehenden Berufs- 
erfahrung auf diesem Sektor erbringen kann. 

Die Zeitabschnitte der Berufserfahrung, die erfor- 
derlich sind, um Übergangsmaßnahmen in Anspruch 
nehmen zu können, entsprechen denjenigen, die in 
der Richtlinie Nr. 68/364/EWG über die Einzelheiten 
der Übergangsmaßnahmen auf dem Gebiet der 
selbständigen Tätigkeiten des Einzelhandels vor- 
gesehen sind. 
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Die anliegende Richtlinie sieht vor, ebenso wie ■ 
schon die Richtlinie für die Einzelhandelstätigkeiten, j 
daß unter bestimmten Voraussetzungen auch Zeit- j 
abschnitte einer unselbständigen Tätigkeit berück- | 
sichtigt werden können, um die übergangsmaßnah- 
nahmen in Anspruch zu nehmen. 

Artikel 4 

Es ist nicht unbedingt erforderlich, daß derjenige, 
der die Genehmigung zur Niederlassung oder zur 
Erbringung von Dienstleistungen in Staaten mit ge- 
setzlichen Regelungen auf diesen Gebieten bean- 
tragt, die Tätigkeit als Selbständiger ausgeübt hat. 
Hochqualifizierte Leiter von Unternehmen, die die 
Tätigkeit als Unselbständiger ausgeübt haben, kom- 
men somit ebenfalls in den Genuß der Übergangs- 
maßnahmen. 

Artikel 6 und 7 

Die in diesen Artikeln vorgesehenen Einzelheiten 
sind das Ergebnis eines eingehenden Gedanken- 
austausches, der im Rat bei der Ausarbeitung der 
Richtlinie Nr. 64/427/EWG über die Übergangsmaß- 
nahmen im Bereich von Industrie und Handwerk 
(CITI-Gruppen 23-40) stattgefunden hat. Der Rat hat 
sich der Auffassung der Kommission angeschlossen, 
wonach die Ausübung einer beruflichen Tätigkeit 
während eines verhältnismäßig langen Zeitraums 
eine hinlängliche Garantie dafür bietet, daß der 
Antragsteller die erforderliche berufliche Eignung 
besitzt. Die für die tatsächliche Ausübung einer Tä- 
tigkeit vorgesehene Dauer, die vom Antragsteller 
nachgewiesen werden muß, wurde vom Rat auf 
6 Jahre festgesetzt. Die vorgesehene Mindestdauer 
für Selbständige, denen die Unternehmensleiter 
gleichgestellt werden, dient als Kriterium für die 
Festsetzung der Mindestdauer bei den anderen Lö- 
sungen, die in Artikel 7 Absatz 1 b) und d) vor- 
gesehen sind. Die vorgeschriebene Mindestdauer 
der tatsächlichen Ausübung einer Tätigkeit als Selb- 
ständiger verkürzt sich um die Hälfte, wenn der 
Begünstigte entweder eine vorherige Ausbildung 
nachweisen kann, die durch ein staatlich anerkann- 
tes Zeugnis bestätigt ist oder wenn er vorher die 
betreffende Tätigkeit mindestens 5 Jahre als Un- 
selbständiger ausgeübt hat. 


! Auf Grund von Punkt d wird es Personen, die bis- 
i her nur als Unselbständige tätig waren ermöglicht, 
j sich im Aufnahmeland als Selbständige niederzulas- 
sen und Dienstleistungen zu erbringen. 

Artikel 8 

Dieser Artikel behandelt das bei der Erteilung der 
Tätigkeitsbescheinigung zu befolgende Verfahren. 
Eine derartige Regelung ist deshalb notwendig, weil 
sich die Tätigkeitsgebiete in den einzelnen Mitglied- 
staaten nicht entsprechen. Sie unterrichten sich des- 
halb gegenseitig über die Berufsmerkmale. 

Die Behörden des Herkunftslandes werden dadurch 
in die Lage versetzt, die die Tätigkeit betreffenden 
Bescheinigungen unter Berücksichtigung der Berufs- 
merkmale im Aufnahmestaat auszustellen. 

Artikel 9 

Die Richtlinie überträgt den Mitgliedstaaten die 
Befugnis, die für die Erteilung der Bescheinigungen 
zuständigen Stellen zu bestimmen. Hierfür kommen 
ausschließlich Behörden oder Körperschaften des 
öffentlichen Rechts in Frage. Jeder Mitgliedstaat 
muß der Kommission und den anderen Mitgliedstaa- 
ten eine Liste dieser Stellen mitteilen, damit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten keinerlei Zweifel über 
die in den einzelnen Staaten als zuständig aner- 
kannten Stellen bestehen kann. 

Artikel 10 

Die Ubergangsmaßnahmen sind zwangsläufig zeit- 
lich begrenzt. Aus diesem Grund bestimmen die 
Abschnitte V und VI der Allgemeinen Programme, 
daß nicht nur die Bedingungen der Ubergangs- 
regelung, sondern auch ihre Dauer bei der Aus- 
arbeitung der Richtlinien festgelegt werden. 

Artikel 12 

Trotz des Bestehens dieser Ubergangsmaßnahmen 
behalten die Mitgliedstaaten wie in der Vergangen- 
heit die Möglichkeit, Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften auf dem Gebiet der Tätigkeiten des Reise- 
gewerbes und der Hausierer zu erlassen, für die 
noch keine Koordinierungsmaßnahmen angenom- 
men wurden. 
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